
Stand: September 2026 

Durchführungsvertrag 

 
für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. Nr. 03/2024 

„AGRI-Photovoltaik Silberberge“ der Stadt Zerbst/Anhalt 

gemäß § 12 Abs.1 BauGB 
 

 
 
Die Stadt Zerbst/Anhalt,  

Schloßfreiheit 12 in 39261 Zerbst/Anhalt,  
vertreten durch Herrn Andreas Dittmann, Bürgermeister 

 
(nachfolgend Stadt genannt) 

 
 
und SUNfarming Projekt GmbH 

Zum Wasserwerk 11 
15537 Erkner 

 vertreten durch Frau Edith Seemann, Geschäftsführerin 
 

(nachfolgend Vorhabenträgerin genannt) 
 

 
 

zusammen auch „Vertragsparteien“ genannt 
 
 
schließen folgenden Vertrag: 
 
 
§ 1  Gegenstand des Vertrages 

(1)  Gegenstand des Vertrages ist die Errichtung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage 
einschließlich der notwendigen Erschließung und der zur Kompensation der 
Eingriffsfolgen erforderlichen Maßnahmen im Vertragsgebiet. 

 
(2)  Das Vorhabengebiet befindet sich in der Gemarkung Straguth (Flur 5, Flurstücke 51, 52, 

53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 123 und 125 tlw.).  
 
 Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rund 55 ha und wird begrenzt: 

 

• südöstlich der Ortslage von Straguth, 

• südlich der Landesstraße L57 und 

• westlich eines Wirtschaftsweges. 
 
(nachfolgend „Vertragsgebiet“ genannt) 
 
Die notwendige Baugenehmigung für die Umsetzung wird noch beantragt. 
 

 
§ 2  Bestandteile des Vertrages 
 
Bestandteile des Vertrages sind 
 
a) Anlage 1: Planzeichnung, Begründung, Umweltbericht Stand August 2026 
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§ 3  Beschreibung des Vorhabens 

Die Vorhabenträgerin beabsichtigt, eine AGRI-Freiflächen-Photovoltaikanlage zu errichten. 
Für AGRI-PV-Anlagen, die als spezielle Solaranlagen gelten, sind besondere 
planungsrechtliche Anforderungen anzuwenden. Daher müssen die Vorgaben der DIN SPEC 
91434 erfüllt und im Genehmigungsverfahren nachgewiesen werden, dass auch weiterhin eine 
vorrangige landwirtschaftliche Nutzung besteht (Anlage 2 Begründung). 
 
Geplant ist bei der verfügbaren Flächengröße und vorbehaltlich des weiter voranschreitenden 
technischen Fortschritts sowie möglicher Effizienzsteigerungen eine theoretische 
Spitzenleistung von ~ 64 MWp (Megawatt Peak) erreichen zu können. Dazu soll grundsätzlich 
ein großer Teil der Fläche mit Solarmodultischen belegt werden. 
Die Höhe der Modultische über Gelände ist abhängig von den letztendlich zum Einsatz 
kommenden Modulen, im Normalfall beträgt die Höhe höchstens ~ 3,90 m. 
Die netzseitige Verbindung zur AGRI-Photovoltaikanlage unterliegt, unserer Erfahrung nach, 
keinerlei außerordentlicher Besonderheiten. 
Nach Realisierung der Planung ist erfahrungsgemäß davon auszugehen, dass durch die solare 
Zwischennutzung sowie entstehende sonnige, schattige und halbschattige Bereiche die 
Photovoltaikanlage die biologische Vielfalt am Standort positiv beeinflussen kann und 
entwickeln hilft. 
 
Verkehrliche Erschließung: 
Die Erschließung des Grundstücks erfolgt über die L 57.  
 
Netzverknüpfung: 
Es liegt eine positive Netzverträglichkeitsprüfung vor. Der technisch und gesamtwirtschaftlich 
günstigste Verknüpfungspunkt des Stromkreises Förderstedt – Calbe – Zerbst 1  
(Bereich südlich zwischen Zerbst und Bias). 
  
 
§ 4  Durchführungsverpflichtung / Rückbauverpflichtung 

(1) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich gegenüber der Stadt zur Durchführung des 
Vorhabens im Vertragsgebiet nach den Regelungen dieses Vertrages und den 
Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Die Ausführungen der 
Begründung mit Umweltbericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind zu 
berücksichtigen. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin wird nach Erteilung der Baugenehmigung mit der Planung zur 

Umsetzung beginnen und strebt an das Vorhaben innerhalb der festgelegten Fristen aus 
der Baugenehmigung fertig zu stellen. 

  
Vereinbart wird eine Mindestbetriebsdauer von 20 Jahren. Eine Verlängerung der 
Durchführungsfrist von 2mal 5 Jahren ist mit Zustimmung der Stadt möglich. 

 
(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich gegenüber der Stadt zum Rückbau der Anlagen 

nach Aufgabe der wirtschaftlichen Nutzung. Von einer solchen ist auszugehen, wenn aus 
der Anlage über einen Zeitraum von mindestens zwölf Monaten hinweg kein Strom mehr 
in das öffentliche Netz eingespeist worden ist. Die Eigentümerin stimmt einem Rückbau 
der Anlage durch den Vorhabenträger in diesem Fall bereits jetzt unwiderruflich zu. 
 
Zur Absicherung der Rückbauverpflichtung übergibt die Vorhabenträgerin vor Baubeginn 
an den zuständigen Landkreis eine schriftliche, unwiderrufliche, unbedingte unbefristete 
und selbstschuldnerische Bürgschaft eines im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten 
Kreditinstituts in Höhe der angegebenen Summe aus der Baugenehmigung des Landkreis 
Anhalt-Bitterfeld. 
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§ 5  Weitere Anforderungen an das Vorhaben / Erschließung     

Die Zufahrt ist gesichert durch die Landesstrasse L 57.  
 
Das Vorhabengebiet befindet sich im Versorgungsgebiet der Avacon Netz GmbH. Die AGRI-
PVA wird per Erdkabelverlegung und über den Bau einer Umspannstation mit diesem 
Übertragungsnetz verbunden.  
 
 
§ 6  Vorbereitungsmaßnahmen  

Bei den Vorbereitungsmaßnahmen sind die Auflagen aus der Baugenehmigung des Landkreis 
Anhalt-Bitterfeld zu berücksichtigen. 
 
 
§ 7  Ausgleichsmaßnahmen und Artenschutz   

 

• GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN 
 

a) Maßnahme 1 - Landschaftsgerechte Eingrünung der AGRI-PVA und Schaffung einer 
Pufferzone für Wild entlang der L 57 
 

b) Maßnahme 2 - Landschaftsgerechte Eingrünung der AGRI-PVA durch Pflanzung einer 
randlichen Strauchhecke 
 

c) Maßnahme 3 - Schaffung einer naturnah gestalteten Abstandszone zum Wald 
 

d) Maßnahme 4 - Aufwertung einer Ackerfläche durch Anlage von „Lerchenfenstern“ 
 

e) Maßnahme 5 - Konfliktvermeidende Bauzeitenregelung 
 

f) Maßnahme 6 - Errichtung kleintierdurchlässiger Zaunanlagen 
 

g) Maßnahme 7 - Vorgaben zum Bodenschutz 
 

h) Maßnahme 8 - Fachgerechter Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
 
 
§ 8  Schutz des Mutterbodens 

Mutterboden, der bei der Durchführung des Vorhabens und der Erschließung im Vertragsgebiet 
ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung 
zu schützen. 
 
 
§ 9  Verkehrssicherung 

Vom Tage des Beginns der Baumaßnahmen an übernimmt die Vorhabenträgerin im gesamten 
Vertragsgebiet die Verkehrssicherungspflicht. 
§ 10  Kostentragung 

Die Vorhabenträgerin trägt die Kosten der Durchführung des Vertrages. Als solche gelten die 
Planungskosten für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan soweit diese Kosten notwendig 
und angemessen sind. Der Stadt entstehen keine Kosten. Die Stadt trägt jedoch ihre eigenen 
Personal- und Sachmittelkosten selbst.  
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§ 11   Rechtsnachfolge 

(1) Die Vorhabenträgerin ist berechtigt, ihr zugeordnete Rechte und Pflichten aus diesem 
Vertrag unter den nachstehend benannten Bedingungen auf Dritte zu übertragen. 

 
(2) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich gegenüber der Stadt, alle in diesem Vertrag 

vereinbarten Pflichten und Bindungen an ihre Rechtsnachfolger gemäß Abs. 1 
weiterzugeben, soweit sie nicht bereits vollständig erfüllt sind. Sie wird ihren 
Rechtsnachfolger außerdem verpflichten, die insoweit übernommenen Verpflichtungen 
ihrerseits an eventuelle Rechtsnachfolger mit Weitergabeverpflichtung weiterzugeben. 
Eine solche Weitergabe führt nur dann zum Erlöschen der Verpflichtungen der 
Vorhabenträgerin, wenn und soweit die Stadt der schuldbefreienden Übertragung 
zustimmt. Die Stadt ist zur Zustimmung verpflichtet, es sei denn, es besteht hinsichtlich 
der Erfüllung der Pflichten bereits Verzug oder der neue Verpflichtete verfügt nicht über 
eine ausreichende Bonität. 

 
 
§ 12  Haftungsausschluss 

(1) Aus diesem Vertrag entstehen der Stadt keine Verpflichtungen zur Aufstellung der 
Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Eine Haftung der Stadt für 
etwaige Aufwendungen der Vorhabenträgerin, die dieser im Hinblick auf die Aufstellung 
der Satzung tätigt, ist ausgeschlossen. 

 
(2) Für den Fall der Aufhebung der Satzung (§ 12 Abs. 6 BauGB) können Ansprüche gegen 

die Stadt nicht geltend gemacht werden. Dies gilt auch für den Fall, dass sich die 
Nichtigkeit der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Verlauf eines 
gerichtlichen Streitverfahrens herausstellt. 

 
 
§ 13  Schlussbestimmungen 

(1) Vertragsänderungen oder –ergänzungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
Schriftform. Nebenabreden bestehen nicht. Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die 
Stadt und die Vorhabenträgerin erhalten je eine Ausfertigung. 

 
(2) Die ganz oder teilweise Unwirksamkeit, Unvollständigkeit oder Undurchführbarkeit 

einzelner Bestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieses 
Vertrages nicht. Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame, unvollständige oder 
undurchführbare Bestimmungen so auszulegen, umzudeuten oder durch solche zu 
ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 
Hierzu werden die Parteien alles nach Treu und Glauben Zumutbare tun, um die 
Wirksamkeit des gegenständlichen Vertragsverhältnisses und seine Durchführung zu 
ermöglichen. 

 

(3) Die Vorhabenträgerin ist zum Rücktritt von diesem Vertrag berechtigt, sofern der 
Bebauungsplan nicht binnen einer Frist von 12 Monaten nach Abschluss der öffentlichen 
Auslegung im Sinne des BauGB von der Stadt zur Satzung beschlossen wird. Der Rücktritt 
ist schriftlich zu erklären. 
Unabhängig davon bleibt die Vorhabenträgerin zur Tragung der angefallenen Kosten 
verpflichtet.  

 
(4) Die Vertragsparteien bestätigen sich gegenseitig, dass die Regelungen dieses Vertrages 

insgesamt und im Einzelnen angemessen sind, im sachlichen Zusammenhang mit den 
vereinbarten Leistungen und Gegenleistungen stehen und Voraussetzungen oder Folgen 
des geplanten Vorhabens sind.  
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§ 14  Digitaler Datenbestand 

Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, der Stadt innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes den digitalen Datenbestand der 
Bebauungsplanurkunde mit dazugehörender Begründung und Umweltbericht, und eventuellen 
Fachgutachten und –planungen zu übergeben.  
Der Datenbestand ist XPlanungskonform zu übergeben.  
Nähere Informationen hierzu finden Sie unter https://mid.sachsen-anhalt.de/infrastruk-
tur/raumordnung-und-landesentwicklung/xplanung-in-sachsen-anhalt. Der Stadt steht ein 
uneingeschränktes Vervielfältigungsrecht zu. 
 
 
§ 15  Wirksamwerden 

Der Vertrag wird erst wirksam, wenn die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
in Kraft tritt oder eine Baugenehmigung nach § 33 BauGB erteilt wird. 
 
 
 
 
Zerbst/Anhalt, den.............................                      Zerbst/Anhalt, den............................ 
 
Stadt        Vorhabenträgerin 
 
 
 
 
 
...................................     ......................................................... 
Andreas Dittmann  Edith Seemann 
Bürgermeister    Geschäftsführung 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
 

1. Planzeichnung 
2. Begründung 
3. Vorhaben -und Erschließungsplan 


